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Sehr geehrte Mandantin, sehr geehrter Mandant,  
 
nachfolgend haben wir in dieser Ausgabe wieder aktuelle Urteile und Neuerungen aus dem Steuer- und 
Wirtschaftsrecht für Sie zusammengestellt.  
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Unternehmer 

Vorsteuerabzug aus den Kosten für eine 
Betriebsveranstaltung 
 
Der Vorsteuerabzug aus den Kosten für eine Be-
triebsveranstaltung ist grundsätzlich nur möglich, 
wenn es entweder ein vorrangiges Unternehmen-
sinteresse für die Betriebsveranstaltung gibt, das 
über die Verbesserung des Betriebsklimas hinaus-
geht, oder wenn die Kosten pro erschienenen Teil-
nehmer den Betrag von 110 € (brutto) nicht über-
steigen. 
 
Hintergrund: Die Vorsteuer ist abziehbar, wenn 
der Unternehmer Leistungen für sein Unterneh-
men bezieht und eine ordnungsgemäße Rech-
nung vorliegt. Wird die bezogene Leistung für den 
Privatbedarf der Arbeitnehmer verwendet, ist die 
Vorsteuer grundsätzlich nicht abziehbar. 

Einkommensteuerlich gibt es seit 2015 einen Frei-
betrag in Höhe von 110 € brutto für die Teilnahme 
an Betriebsveranstaltungen. Der Freibetrag gilt 
pro Arbeitnehmer und ggf. dessen Begleitung. Er 
wird für bis zu zwei Veranstaltungen pro Jahr ge-
währt. Bis einschließlich 2014 galt eine Freigrenze 
in Höhe von 110 €, so dass bei Überschreitung 
dieser Freigrenze der gesamte Betrag als Arbeits-
lohn steuerpflichtig war. 
 
Sachverhalt: Der Kläger war Arbeitgeber und lud 
seine Mitarbeiter im Jahr 2015 zu einer Weih-
nachtsfeier ein, die in Gestalt eines sog. Koche-
vents in einem Kochstudio durchgeführt werden 
sollte. Es meldeten sich 32 Arbeitnehmer an; tat-
sächlich erschienen 31 Arbeitnehmer. Die Kosten 
betrugen brutto ca. 4.500 €. Auf jeden Teilnehmer 
entfielen rund 145 €. Das Finanzamt erkannte die 
Vorsteuer nicht an. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) wies 
die hiergegen gerichtete Klage ab: 
 
n Der Vorsteuerabzug aus den Kosten für eine Be-

triebsveranstaltung setzt grundsätzlich ein vor-
rangiges Unternehmensinteresse voraus. Allein 
die Verbesserung des Betriebsklimas genügt 
nicht. Im Streitfall ging es lediglich um die Ver-
besserung des Betriebsklimas, so dass ein Vor-
steuerabzug unter Hinweis auf ein vorrangiges 
Unternehmensinteresse nicht möglich ist. 

n Ein Vorsteuerabzug ist allerdings auch dann 
möglich, wenn die Teilnahme an der Betriebsver-
anstaltung als Aufmerksamkeit – und nicht als 
Entnahme – zu werten ist. Von einer Aufmerk-
samkeit ist im Zusammenhang mit einer Be-
triebsveranstaltung auszugehen, wenn die Kos-
ten pro erschienenen Arbeitnehmer nicht höher 
sind als 110 €. Dieser Betrag resultiert aus dem 

Lohnsteuerrecht, das bis einschließlich 2014 
eine Freigrenze von 110 € vorsah und seit 2015 
einen Freibetrag in Höhe von 110 €. 

n Allerdings ist umsatzsteuerlich weiterhin von ei-
ner Freigrenze auszugehen und nicht von einem 
Freibetrag. Denn Aufmerksamkeiten sind gering-
fügige Zuwendungen. Bei Ansatz eines Freibe-
trags wäre indes eine aufwendige Betriebsveran-
staltung teilweise, nämlich bis zu einem Betrag 
von 110 €, umsatzsteuerlich begünstigt. 

n Bei der Ermittlung der auf den einzelnen Arbeit-
nehmer entfallenden Kosten sind auch die Kos-
ten für den äußeren Rahmen wie z. B. die Raum-
kosten einzubeziehen. Dies gilt jedenfalls dann, 
wenn es sich um eine einheitliche Leistung han-
delt. 

n Im Streitfall lag mit dem Kochevent eine solche 
einheitliche Leistung in Gestalt eines marktfähi-
gen Gesamtpakets vor, das sich aus dem Ko-
chen und Verzehren der selbst zubereiteten 
Speisen in gehobenem Ambiente zusammen-
setzte. Eine Minderung der Gesamtkosten um 
die Raumkosten würde zu einer künstlichen Auf-
spaltung dieser Gesamtleistung führen. 

n Da auf jeden Teilnehmer ca. 145 € Kosten ent-
fielen, war die Freigrenze von 110 € überschrit-
ten, so dass die Teilnahme an der Betriebsver-
anstaltung keine Aufmerksamkeit darstellte, son-
dern eine Entnahme. Damit war ein Vorsteuer-
abzug ausgeschlossen. 
 

Hinweise: Der BFH hält daran fest, dass Betriebs-
veranstaltungen nur dann umsatzsteuerlich un-
schädlich sind, wenn pro Arbeitnehmer der Kos-
tenanteil maximal 110 € beträgt. Eine Überschrei-
tung dieses Betrags auch nur um einen Euro führt 
zum Ansatz einer Entnahme und damit zur Versa-
gung des Vorsteuerabzugs. Der BFH folgt damit 
nicht der einkommensteuerlichen Änderung des 
Gesetzes, wonach seit 2015 ein Freibetrag – und 
nicht eine Freigrenze – von 110 € gilt. 
Außerdem stellt der BFH klar, dass umsatzsteuer-
lich die Kosten der Betriebsveranstaltung auf die 
erschienenen 
 
Arbeitnehmer aufzuteilen sind und nicht auf die 
angemeldeten Teilnehmer. Dies ist nachteilig, weil 
sich hierdurch der auf den einzelnen Teilnehmer 
entfallende Kostenanteil erhöhen kann. 
 

Alle Steuerzahler 

Arbeitszimmer und „Homeoffice-Pau-
schale“ ab 2023 
 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zur 
steuerlichen Berücksichtigung der Kosten für ein 
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häusliches Arbeitszimmer und zum Abzug der 
sog. Tagespauschale bei häuslicher Tätigkeit ab 
dem Veranlagungszeitraum 2023 geäußert. 
 
Hintergrund: Der Gesetzgeber hat den Abzug der 
Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer ab 2023 
neu geregelt und den Abzug einer sog. Tagespau-
schale für die häusliche Tätigkeit (vormals „Home-
office-Pauschale“) eingeführt. 
 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer 
sind nur dann abziehbar, wenn das häusliche Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der gesamten be-
trieblichen und beruflichen Betätigung bildet. Der 
Steuerpflichtige kann dann entweder die tatsächli-
chen Aufwendungen oder eine Pauschale von 
1.260 € pro Jahr abziehen (Wahlrecht). Der pau-
schale Abzug der Kosten bietet sich insbesondere 
dann an, wenn die tatsächlichen Aufwendungen 
für das Arbeitszimmer den Betrag von 1.260 € pro 
Jahr unterschreiten. 
 
Verfügt der Steuerpflichtige nicht über ein häusli-
ches Arbeitszimmer, kann er eine Tagespau-
schale in Höhe von 6 €, maximal 1.260 € im Jahr, 
steuerlich abziehen, wenn er an einem Tag eine 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit überwiegend 
in der Wohnung ausübt und keine erste Tätigkeits-
stätte aufsucht. Sofern ihm für die betriebliche       
oder berufliche Tätigkeit dauerhaft kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht, ist es unschäd-
lich, dass er überwiegend auswärts oder in der 
ersten Tätigkeitsstätte tätig gewesen ist. 
 
Wesentlicher Inhalt des aktuellen BMF-
Schreibens: 
 
1. Abzug der Aufwendungen für ein häusliches 
Arbeitszimmer 
Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein Raum, der 
vorwiegend für Bürotätigkeiten oder aber für geis-
tige, künstlerische oder schriftstellerische Tätig-
keiten genutzt wird.  
n Eine sog. Arbeitsecke, die sich in einem über-

wiegend privat genutzten Raum wie z. B. dem 
Wohn- oder Schlafzimmer befindet, ist kein 
häusliches Arbeitszimmer. Hierfür kann der 
Steuerpflichtige allenfalls die Tagespauschale 
von 6 € pro Kalendertag geltend machen. 

n Kosten für Betriebs-, Lager- oder Ausstellungs-
räume können uneingeschränkt abgezogen wer-
den, da es sich nicht um häusliche Arbeitszim-
mer handelt.  

Zu den abziehbaren Kosten für ein häusliches Ar-
beitszimmer gehören die Kosten für die Ausstat-
tung des Arbeitszimmers sowie die anteiligen Auf-
wendungen für die Wohnung bzw. das Gebäude, 
also z. B. die Miete bzw. Abschreibung, Betriebs-
kosten oder Zinsen.  

Kosten für die Renovierung ausschließlich des Ar-
beitszimmers können in voller Höhe berücksichtigt 
werden. Wird das gesamte Gebäude bzw. die 
Wohnung renoviert, werden die Aufwendungen 
anteilig berücksichtigt. Werden nur privat genutzte 
Flächen renoviert wie z. B. Flur, Bad oder Küche, 
können keine Aufwendungen berücksichtigt wer-
den, und zwar auch nicht anteilig. 

Voraussetzung für den Abzug ist, dass das häus-
liche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesam-
ten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit bildet. 
Dabei kommt es auf den qualitativen Schwerpunkt 
an, nicht auf den zeitlichen Umfang. 

Beispiele: Ein Lehrer hat seinen qualitativen Tä-
tigkeitsschwerpunkt im Klassenzimmer und nicht 
im häuslichen Arbeitszimmer, wo er den Unterricht 
vor- oder nachbereitet. Ein Richter hat seinen qua-
litativen Tätigkeitsschwerpunkt im Gericht. Beide 
können daher allenfalls die Tagespauschale steu-
erlich geltend machen. 

Übt der Steuerpflichtige eine Tätigkeit aus, die er 
in qualitativer Hinsicht gleichwertig sowohl im 
häuslichen Arbeitszimmer als auch am außer-
häuslichen Arbeitsort erledigt, so liegt der Mittel-
punkt der gesamten betrieblichen und beruflichen 
Betätigung im häuslichen Arbeitszimmer, wenn 
der Steuerpflichtige mehr als die Hälfte der Ar-
beitszeit im häuslichen Arbeitszimmer tätig wird. 
Wird das häusliche Arbeitszimmer von zwei Steu-
erpflichtigen genutzt (z. B. von Freund und Freun-
din, die zusammenwohnen), ist für jeden Steuer-
pflichtigen gesondert zu prüfen, ob die Vorausset-
zungen des steuerlichen Abzugs vorliegen. Falls 
ja, kann jeder Steuerpflichtige die Aufwendungen, 
die er getragen hat oder die er – falls die Aufwen-
dungen von einem gemeinsamen Konto gezahlt 
worden sind – geschuldet hat, steuerlich abset-
zen. 

2. Abzug der Tagespauschale 
Die Tagespauschale in Höhe von 6 € kann für je-
den Kalendertag geltend gemacht werden, an 
dem die betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
überwiegend von zu Hause aus ausgeübt wird. Ein 
häusliches Arbeitszimmer ist hierfür nicht erforder-
lich. 

„Überwiegend“ bedeutet, dass mehr als die Hälfte 
der tatsächlichen täglichen Arbeitszeit von zu 
Hause aus verrichtet wird. Es ist dann unschäd-
lich, wenn der Steuerpflichtige weniger als die 
Hälfte seiner Arbeitszeit auswärts oder an der ers-
ten Tätigkeitsstätte arbeitet. 
 
Steht für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit 
dauerhaft kein anderer Arbeitsplatz zur Verfü-
gung, kann die Tagespauschale auch dann gel-
tend gemacht werden, wenn der Steuerpflichtige 
überwiegend auswärts oder an der ersten 
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Tätigkeitsstätte tätig ist und nur untergeordnet zu 
Hause arbeitet. 
 
Beispiel: Ein Lehrer unterrichtet von 8:00 bis 
13:00 Uhr an der Schule und korrigiert von 15:00 
bis 18:00 Uhr zu Hause Klassenarbeiten, da er an 
der Schule hierfür keinen Arbeitsplatz nutzen 
kann. Der Lehrer kann die Tagespauschale für die 
nachmittäglichen Korrekturarbeiten steuerlich gel-
tend machen. Daneben kann er noch die Entfer-
nungspauschale für die Fahrt zur Schule anset-
zen. 
 
Hinweis: Die Grundsätze des BMF-Schreibens 
sind ab dem 1.1.2023 anwendbar. 
 

Verheiratet/verpartnert 
Splittingverfahren sorgt (noch) für Steuer-
vorteile 
 
Die Frage, ob das Ehegattensplitting auch in Zu-
kunft weiterhin Bestand hat, wird seit Anfang die-
ses Jahres intensiv in den sozialen Medien disku-
tiert. Die Ampelkoalition hat diese Debatte befeu-
ert, da im Koalitionsvertrag von Ende 2021 der 
Plan enthalten ist, dass die Ehegattensteuerklas-
sen III und V in ein belastungsausgewogeneres 
Steuerklassenmodell (Steuerklasse IV mit Faktor) 
überführt werden sollen. Perspektivisch soll das 
Ehegattensplitting in der aktuellen Form mit der 
Aufhebung der Steuerklassen III und V abge-
schafft werden. Ein genauer Zeitpunkt dafür ist 
aber bisher nicht bekannt. 
 
Vorerst gilt also weiterhin: Wer verheiratet ist oder 
in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebt, 
kann beim Finanzamt neben der Einzelveranla-
gung die Zusammenveranlagung wählen, so dass 
das Paar steuerlich wie eine Person behandelt 
wird. In diesen Fällen kommt dann das Ehegatten-
splitting zur Anwendung. Der Steuervorteil durch 
das Splitting lässt sich wie folgt erklären: Das Fi-
nanzamt berechnet zunächst das gemeinsame 
Jahreseinkommen der Partner, halbiert den Be-
trag anschließend und ermittelt für diese Hälfte die 
Einkommensteuer. Der errechnete Betrag wird an-
schließend wieder verdoppelt und für das Ehepaar 
festgesetzt. 
 
In der Regel zahlen Ehepaare bei einer 
Zusammenveranlagung weniger Steuern als bei 
einer Einzelveranlagung, denn durch die Berech-
nungsweise des Splittingverfahrens werden Nach-
teile abgemildert, die der progressiv ansteigende 
Einkommensteuertarif mit sich bringt. Insbeson-
dere Paare mit unterschiedlich hohen Verdiensten 
können so Steuern sparen. Je höher die Einkom-
mensdifferenz zwischen den Partnern ist, desto 
höher fällt der Steuervorteil aus. 

 
Beispiel: Ehefrau A hat ein Einkommen von 
50.000 €, ihr Ehemann B eines von 20.000 €. 
Nach dem Splittingtarif ergibt sich für das zu ver-
steuernde Einkommen von 70.000 € eine Einkom-
mensteuer von 12.432 €. Würden sich beide für 
eine Einzelveranlagung entscheiden, unterlägen 
sie dem normalen Grundtarif, die Steuerbelastung 
würde dann um insgesamt 867 € höher ausfallen. 
Würde B nur 15.000 € verdienen, läge der Steuer-
vorteil bei Zusammenveranlagung sogar bei 
1.187 €. 
 
Dennoch kann eine Einzelveranlagung in Einzel-
fällen günstiger sein, wenn ein Ehepartner bei-
spielsweise Verluste erzielt, hohe außergewöhnli-
che Belastungen wie Krankheitskosten trägt oder 
hohe Lohnersatzleistungen bezieht, die dem Pro-
gressionsvorbehalt unterliegen. 
 
Hinweis: Bei der Wahl der günstigsten Veranla-
gungsart sind wir als Ihre steuerlichen Berater Ihre 
ersten Ansprechpartner. Lassen Sie sich von uns 
berechnen, mit welcher Veranlagung Sie steuer-
lich am günstigsten liegen! 
 

Mobilität 
Staatliche Förderung und Steuervorteile für 
E-Fahrzeuge ab 2023 im Überblick 
 
Elektromobilität fördert der Staat auch in den Jah-
ren 2023 und 2024, allerdings fällt die Förderung 
nicht mehr so üppig aus wie in den Vorjahren. 
Nach wie vor lassen sich mit einem Elektroauto 
zudem Steuern sparen. Die aktuell geltenden Re-
gelungen im Überblick: 
 

· Seit dem 01.01.2023 werden nur noch 
rein batterieelektrische Fahrzeuge und 
Brennstoffzellenfahrzeuge mit dem Um-
weltbonus gefördert. Die bisherige Förde-
rung für Plug-in-Hybride ist entfallen. Für 
neu gekaufte Elektroautos mit Nettolisten-
preisen bis 40.000 € lässt der Staat noch 
4.500 € springen, bei Nettolistenpreisen 
von 40.000 € bis 65.000 € sind es noch 
3.000 €. Hinzu kommen weitere 2.250 € 
bzw. 1.500 €, die der Hersteller zahlt. Die 
Mindesthaltedauer beträgt jeweils zwölf 
Monate. Für Elektrofahrzeuge mit einem 
Nettolistenpreis über 65.000 € gibt es 
keine staatliche Förderung. 
 

· Für geleaste Fahrzeuge mit einer Lea-
singlaufzeit ab 24 Monaten gelten die glei-
chen Fördersätze. Liegt die Leasinglauf-
zeit allerdings zwischen zwölf und 23 Mo-
naten, reduziert sich der Umweltbonus bei 
einem Nettolistenpreis von unter 40.000 € 



Seite 5 von 8 
 
 
 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen erstellt. Eine Haftung für den Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
                       Frühauf & Kollegen Steuerberatungsgesellschaft mbH  – Georgstr. 21 – 31515 Wunstorf – Tel.: 05031-3375 / Fax: - 4232 

  

auf 2.250 € vom Staat und 1.125 € vom 
Hersteller sowie bei einem Nettolisten-
preis von 40.000 € bis 65.000 € auf 1.500 
€ vom Staat und 750 € vom Hersteller. 
 

· Seit dem 10.09.2023 können nur noch Pri-
vatpersonen einen Förderantrag stellen. 
Unternehmen, Stiftungen, Körperschaften 
und Vereine erhalten für ihre Firmenwa-
gen keinen Umweltbonus mehr. 
 

· Ab dem 01.01.2024 werden nur noch 
Elektrofahrzeuge mit einem Nettolisten-
preis von unter 45.000 € gefördert - und 
zwar mit 3.000 € vom Staat und weiteren 
1.500 € vom Hersteller. Die Mindesthal-
tedauer beträgt weiterhin zwölf Monate. 
Für geleaste E-Autos mit einer Leasing-
laufzeit ab 24 Monaten gelten die gleichen 
Fördersätze wie bei Neuwagen, bei einer 
Leasinglaufzeit zwischen zwölf und 23 
Monaten gibt es noch 1.500 € vom Staat 
und 750 € vom Hersteller. 

· Junge Gebrauchte werden 2023 noch mit 
den gleichen Prämien gefördert wie Neu-
fahrzeuge mit einem Nettolistenpreis zwi-
schen 40.000 € und 65.000 €, also mit 
3.000 € vom Staat und 1.500 € vom Her-
steller. Ab 2024 gibt es für junge Ge-
brauchte nur noch 2.400 € vom Staat und 
1.200 € vom Hersteller. 
 

· Für alle Elektroautos, die bis zum 
31.12.2030 erstmals zugelassen werden, 
wird zehn Jahre lang keine Kfz-Steuer fäl-
lig. Diese Steuerbefreiung erlischt auch 
nicht bei einem Halterwechsel. Wer zum 
Beispiel ein drei Jahre zugelassenes E-
Auto erwirbt, zahlt noch sieben Jahre lang 
keine Kfz-Steuer. 
 

· Wer einen Firmenwagen auch privat nut-
zen darf, muss diese Nutzung als geld-
werten Vorteil versteuern. Ein Elektroauto 
als Dienstwagen bringt hierbei finanzielle 
Vorteile: Elektroautos in der Preisklasse 
bis 60.000 € (ab 2024 voraussichtlich 
80.000 €) werden nur mit 0,25 % des Brut-
tolistenpreises als monatlicher geldwerter 
Vorteil besteuert. Bei Elektroautos mit ei-
nem höheren Bruttolistenpreis und bei 
Hybridfahrzeugen sind es 0,5 %. Beide 
Regelungen sind jeweils günstiger als bei 
den Verbrennerfahrzeugen, die mit 1 % 
des Bruttolistenpreises als geldwerter 
Vorteil versteuert werden. 

 

Gestaltung 
Unentgeltlicher Nießbrauch an Kinder kann 
steuerlich anzuerkennen sein 
 
Um die steuerlichen Grundfreibeträge der eigenen 
Kinder (2023: 10.908 € pro Person und Jahr) aus-
zunutzen, spielen Eltern häufig mit dem Gedan-
ken, eigene Einkunftsquellen wie Mietobjekte oder 
Kapitalvermögen auf ihren Nachwuchs zu übertra-
gen. Erkennt das Finanzamt eine solche Gestal-
tung an, können die Kinder ihren Grundfreibetrag 
ausschöpfen, der ansonsten steuerlich ungenutzt 
verfallen wäre. 
 
Ein neues Steuergestaltungsmodell, das nur zu ei-
ner vorübergehenden Umleitung von Einkunfts-
quellen führt, hat nun der Bundesfinanzhof (BFH) 
anerkannt. Im Streitfall hatten Eltern ein Ge-
schäftsgrundstück an eine GmbH vermietet, deren 
Alleingesellschafter und -geschäftsführer zu-
nächst der Vater und später die Mutter war. Die 
GmbH zahlte den Eltern eine Miete von 4.000 € 
pro Monat (später 4.200 € pro Monat). 
 
Um die Mieteinkünfte auf ihre 14 und zehn Jahre 
alten Kinder zu verlagern, räumten die Eltern 
ihnen für acht Jahre einen unentgeltlichen Nieß-
brauch an dem Grundstück ein. Die Vermieterstel-
lung sollte für die Dauer des Nießbrauchs auf die 
Kinder übergehen und später wieder an die Eltern 
als Eigentümer zurückfallen. Ein Ergänzungspfle-
ger des Amtsgerichts erteilte für die Kinder die not-
wendige Genehmigung. Das Finanzamt ging je-
doch von einem steuerlichen Gestaltungsmiss-
brauch aus und rechnete die Vermietungsein-
künfte weiterhin den Eltern zu, statt sie bei den 
Kindern anzusetzen. 
 
Der BFH hat die Gestaltung jedoch gebilligt und 
entschieden, dass den Kindern die Vermietungs-
einkünfte steuerlich zuzurechnen waren. Nach An-
sicht des Gerichts lag kein steuerlicher Gestal-
tungsmissbrauch vor, da die Kinder die Immobilie 
als Nießbraucher an einen fremden Dritten (näm-
lich die GmbH) vermietet hatten. Auch die Befris-
tung der Übertragung war laut BFH nicht rechts-
missbräuchlich. Die Einräumung des Nießbrauchs 
begründete nur die Übertragung der Einkunfts-
quelle; der sich daraus ergebende Steuervorteil 
(Ausnutzung des Grundfreibetrags der Kinder) 
war unerheblich. Durch die Gestaltung seien keine 
weiteren steuerlichen Vorteile erzielt worden (z.B. 
Verlagerung von Unterhaltsaufwendungen). Die 
GmbH habe die Miete für die Geschäftsräume 
auch vor dem Nießbrauch als Betriebsausgabe 
abziehen können. 
 
Hinweis: Setzen Sie bei solchen Gestaltungen 
auf unsere fachkundige Umsetzung, um das Steu-
ersparpotential auszunutzen! 
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Ferienjobs 
Was Schüler, Studenten und deren Eltern 
beachten sollten 
 
Schüler und Studenten nutzen einen Teil ihrer 
freien Zeit häufig, um sich ein paar Euro mit einem 
Ferien- oder Aushilfsjob hinzuzuverdienen. Wer 
einen solchen Job antritt, sollte die steuerlichen 
Folgen im Blick behalten. Beträgt der Verdienst 
nicht über 520 € im Monat, handelt es sich um ei-
nen Minijob. In diesem Fall gibt es den Verdienst 
brutto wie netto auf die Hand, weil Minijobs steuer- 
und sozialabgabenfrei sind, sofern man einen An-
trag auf Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht gestellt hat. 
 
Wer die Grenzen des Minijobs überschreitet, wird 
lohnsteuerlich in Steuerklasse I eingruppiert. Der 
Arbeitgeber behält dann ab einem Monatsver-
dienst von ca. 1.160 € automatisch Lohnsteuer 
vom Arbeitslohn ein. Wird unterjährig in einem an-
deren Betrieb gejobbt oder werden zwei Ferien-
jobs parallel ausgeübt, fällt der Zweitjob in die 
Steuerklasse VI, die einen höheren Lohnsteuerab-
zug als die Steuerklasse I auslöst. Aus diesem 
Grund fragt der Arbeitgeber anfangs nicht nur die 
Steueridentifikationsnummer und das Geburtsda-
tum des Ferienjobbers ab, sondern auch, ob wei-
tere Arbeitsverhältnisse vorliegen. 
 
Hinweis: Der gesetzliche Mindestlohn von 12 € 
pro Stunde greift nur für über 18-Jährige. Jüngere 
Arbeitnehmer dürfen schlechter bezahlt werden 
 
Hat der Arbeitgeber Lohnsteuer einbehalten, lohnt 
sich für den Ferienjobber später häufig die Abgabe 
einer Einkommensteuererklärung für das betref-
fende Jahr. Oft lässt sich die Steuer umgehend 
vom Finanzamt zurückholen, da erst ab einem 
jährlichen Verdienst von 12.174 € überhaupt Steu-
ern fällig werden (Grenze für 2023). Es ist eher un-
wahrscheinlich, dass innerhalb des kurzen Zeit-
raums der Schul- oder Semesterferien eine solche 
Summe verdient wird. Für die Abgabe einer Ein-
kommensteuererklärung haben die Ferienjobber 
vier Jahre Zeit. 
 
Bei einer lohnsteuerpflichtigen kurzfristigen Be-
schäftigung fallen keine Sozialabgaben (Kranken- 
Renten- und Pflegeversicherungsbeiträge) an. 
Schüler und Studenten unter 25 sind üblicher-
weise bei den Eltern in der Krankenkasse familien-
versichert. Daran ändert der Ferienjob nichts, es 
sei denn, es handelt sich um einen Abschluss-
schüler, der im Anschluss an den Ferienjob eine 
Lehre oder ein duales Studium beginnt. In diesem 
Fall zählt der Ferienjob schon zur Berufsausbil-
dung und wird regulär behandelt. 

 
Hinweis: Ein Ferienjob wirkt sich nicht auf den 
Kindergeldanspruch der Eltern aus. Nur BAföG-
Empfänger müssen aufpassen, denn ab einem 
Monatsbrutto von 520 € wird der Verdienst auf das 
BAföG angerechnet.  
 

Daten von Online-Vermietungsportal 
aufbereitet, neue Meldepflichten digita-
ler Plattformbetreiber 
 
Die Steuerfahndung Hamburg hat von einem Ver-
mittlungsportal für die Buchung und Vermittlung 
von Unterkünften erneut Daten zu steuerlichen 
Kontrollzwecken erhalten und aufbereitet. Dem 
Vernehmen nach handelt es sich um Daten der 
Vermietungsplattform Airbnb. 
 
Hintergrund: Die Hamburger Finanzverwaltung 
hatte bereits im Jahr 2020 mit einem internationa-
len Gruppenersuchen eine höchstrichterliche Ent-
scheidung zur Herausgabe von Daten durch das 
Vermittlungsportal erstritten. Die Auswertung der 
damaligen Datenlieferung des Vermittlungspor-
tals, in der Vermietungsumsätze von ca. 
8.000 Gastgebern aus Deutschland in Höhe von 
insgesamt rd. 137 Mio. US-Dollar mitgeteilt wor-
den waren, hat in den Kalenderjahren 2021 und 
2022 bundesweit zu Mehrsteuern in Höhe von ca. 
4 Mio. € geführt. Dies war Anlass für die Steuer-
fahndung Hamburg, mit einem weiteren internati-
onalen Gruppenersuchen aktuellere Daten des 
Vermittlungsportals zu deutschen Vermietern, die 
Wohnraum über diese Internetplattform vermietet 
haben, anzufordern. 
 
Hierzu teilt die Finanzbehörde Hamburg weiter 
mit: 
n Die Finanzbehörde Hamburg hat die Daten, wie 

in der Vergangenheit auch, an die Steuerver-
waltungen der übrigen 15 Bundesländer wei-
tergeleitet, damit diese Ermittlungen aufnehmen 
und die erklärten Einkünfte mit den vorliegenden 
Daten abgleichen können. 

n Insgesamt liegen der Finanzbehörde Hamburg 
zufolge Daten zu Vermietungsumsätzen von ca. 
56.000 Gastgebern mit einem Umsatzvolumen 
von insgesamt mehr als 1 Mrd. € vor. 

 
Hinweise: Keine Einkommensteuern aus der gele-
gentlichen Untervermietung von selbst genutztem 
Wohnraum fallen an, wenn die Mieteinnahmen 
weniger als 520 € pro Veranlagungszeitraum be-
tragen. In diesem Fall verzichtet die Finanzverwal-
tung aus Vereinfachungsgründen auf die Besteu-
erung der Einkünfte. 
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Für Zeiträume ab dem 1.1.2023 müssen Online-
Plattformbetreiber wie bspw. Ebay, Airbnb oder 
auch MyHammer den Finanzbehörden ohnehin 
Verkaufsdaten melden, die deren Nutzer dort er-
zielen, unabhängig davon, ob die Nutzer privat o-
der gewerblich handeln. 
 
Die Meldepflicht der Plattformbetreiber um-
fasst bei natürlichen Personen u. a. die folgen-
den Daten: 
n Vor- und Nachnamen sowie Anschrift, 
n die Steueridentifikationsnummer und die USt-ID 

(falls vorhanden), 
n das Geburtsdatum, 
n jegliche Gebühren, Provisionen oder Steuern, 

die in jedem Quartal des Meldezeitraums von 
dem Plattformbetreiber einbehalten oder berech-
net wurden, 

n die in jedem Quartal des Meldezeitraums insge-
samt gezahlte oder gutgeschriebene Vergütung 
sowie 

n die Zahl der relevanten Tätigkeiten, für die in je-
dem Quartal des Meldezeitraums eine Vergü-
tung gezahlt oder gutgeschrieben wurde. 

Die Meldepflicht greift u. a. 
n beim Verkauf von Waren, wenn innerhalb eines 

Jahres mindestens 30 Verkäufe getätigt oder 
mehr als 2.000 € umgesetzt werden. 

n bei der Vermietung von Immobilien, wenn auf 
derselben Plattform im Kalenderjahr nicht mehr 
als 2.000 Immobilieninserate geschaltet wurden. 

n bei der Erbringung persönlicher Dienstleistungen 
ab dem ersten Inserat. 

Hinweise: Die erste Meldung für den Meldezeit-
raum 2023 ist von den Plattformbetreibern zum 
31.1.2024 abzugeben. 
Ob die jeweiligen Plattform-Nutzer steuerlichen 
Pflichten unterliegen, hängt vom jeweiligen Einzel-
fall ab. Zu beachten ist, dass neben der Einkom-
mensteuer auch Umsatz- und Gewerbesteuer an-
fallen können. 
 

Steuertipp 
Zuschuss zum Deutschlandticket 
 
Beim Deutschlandticket („49-€-Ticket“) gibt es 
eine bundesweit geltende Jobticketregelung. Falls 
der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern das Ticket 
mit mindestens 25 % bezuschusst, also 12,25 € 
oder mehr der Ticketkosten übernimmt, erhält er 
einen zusätzlichen Rabatt von 5 %. Das 49-€-Ti-
cket kostet den Arbeitnehmer in diesem Fall als 
über den Arbeitgeber bezogenes Jobticket nur 
34,30 €. Lohnsteuer- und sozialversicherungs-
rechtlich ist Folgendes zu beachten: 
 

Ein vom Arbeitgeber zusätzlich zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn gezahlter Zuschuss zum 
Deutschlandticket ist steuer- und sozialversiche-
rungsfrei. Er mindert allerdings die als Werbungs-
kosten abziehbare Entfernungspauschale. Aus 
diesem Grund ist der Zuschuss im Lohnkonto des 
Arbeitnehmers aufzuzeichnen und in der Lohn-
steuerbescheinigung anzugeben. 
 
Der Arbeitgeber hat jedoch anstelle der Inan-
spruchnahme der Steuerfreiheit auch die Möglich-
keit, den Zuschuss mit 25 % zu pauschalieren. 
Diese Pauschalbesteuerung führt ebenfalls zur 
Sozialversicherungsfreiheit. Macht der Arbeitge-
ber von der Pauschalbesteuerung Gebrauch, un-
terbleibt beim Arbeitnehmer eine Minderung der 
Entfernungspauschale. Das kann sich insbeson-
dere dann als vorteilhaft erweisen, wenn der Be-
schäftigte weit entfernt von seiner ersten Tätig-
keitsstätte wohnt und häufig den eigenen Pkw für 
den Weg zur Arbeit nutzt. 
 
Diese Ausführungen gelten entsprechend, wenn 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer das Deutsch-
landticket als Sachbezug zur Verfügung stellt. Die 
Höhe des geldwerten Vorteils ist in diesem Fall da-
von abhängig, ob der Arbeitnehmer einen Zu-
schuss für das Ticket zahlt oder nicht. 
 
Pauschalierungsbeispiel: 
Ticketpreis 49,00 € 
Arbeitgebernachlass 5 % (kein Lohn) 2,45 € 
Differenz 46,55 € 
davon 96 % (gerundet) 44,69 € 
Eigenleistung des Arbeitnehmers 34,30 € 
pauschalierbar monatlich 10,39 € 
Abwandlung (keine Eigenleistung):  
pauschalierbar monatlich (gerundet) 44,69 € 

 

Steuertipp 
So gehen Sie mit Reisekosten bei Aus-
wärtstätigkeiten um 
 
Betrieblich veranlasste Reisekosten übernimmt in 
der Regel der Arbeitgeber. Zu den Reisekosten 
zählen die Übernachtungs- und Fahrtkosten, aber 
auch Reisenebenkosten (z.B. Gepäckaufbewah-
rung, Parkgebühren) und Verpflegungsmehrauf-
wendungen. Steuerlich gilt Folgendes 
 
Nachgewiesene Fahrt-, Übernachtungs- und Rei-
senebenkostenkann der Arbeitgeber dem Arbeit-
nehmer ohne betragsmäßige Begrenzung lohn-
steuerfrei erstatten. Besonderheiten gelten für die 
Kosten der Fahrten mit dem eigenen Pkw: Hier 
kann unter Nachweis der Gesamtkosten oder über 
eine Kilometerpauschale (0,30 € pro Kilometer für 
Pkw) abgerechnet werden. 
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Für Verpflegungsmehraufwendungen gelten Pau-
schalen, die steuerfrei erstattet werden können. Je 
nach Dauer des Aufenthalts und dem Zielort der 
Reise sind die Pauschalen unterschiedlich hoch. 
Wer im Inland mehr als acht Stunden auf Dienst-
reise ist, erhält eine Pauschale von 14 €. Bei einer 
Abwesenheit von mehr als 24 Stunden beträgt 
diese 28 €. Für An- und Abreisetage werden 14 € 
gewährt. Stellen Arbeitgeber der Belegschaft hin-
gegen Mahlzeiten während der Dienstreise zur 
Verfügung, wird die Pauschale gekürzt - und zwar 
um 20 % für das Frühstück und je 40 % für das 
Mittag- bzw. Abendessen. Stellen Arbeitgeber alle 
drei Mahlzeiten zur Verfügung, entfällt die Pau-
schale somit komplett.  
 
Nicht zu den erstattungsfähigen Reisekosten zäh-
len beispielsweise Kosten für Reisegepäck oder 
den Verzehr aus der Minibar.  
 
Hinweis: Grundsätzlich gelten für betrieblich ver-
anlasste Auslandsreisen die gleichen Regelungen 
wie bei Reisen innerhalb Deutschlands. Aufgrund 
des jeweils unterschiedlichen landes- oder städte-
spezifischen Preisniveaus gelten aber besondere 
Pauschalen für Verpflegungsmehraufwand und 
Übernachtung. 
 
Freiberufler, Selbständige und Gewerbetreibende 
können betrieblich veranlasste Reisekosten in der 
Regel als Betriebsausgaben von der Steuer abset-
zen. Dazu müssen sie die entsprechenden Nach-
weise sammeln. Unter gewissen Voraussetzun-
gen kann die durch die Reisekosten tatsächlich 
angefallene Umsatzsteuer als Vorsteuer geltend 
gemacht werden. Dafür sind insbesondere die um-
satzsteuerrechtlichen Voraussetzungen für (Klein-
betrags-)Rechnungen zu beachten. Arbeitnehmer 
können die Kosten für beruflich veranlasste Rei-
sen als Werbungskosten in ihrer eigenen Einkom-
mensteuererklärung geltend machen, sofern sie 
nicht vom Arbeitgeber steuerfrei erstattet werden. 
Dazu sollten sie die wichtigsten Eckdaten wie An-
lass, Strecke und Reisedauer schriftlich festhal-
ten, um die Reise gegenüber dem Finanzamt be-
legen zu können. Entsprechende Nachweise kön-
nen Rechnungen, ein Fahrtenbuch oder Tankquit-
tungen sein.  
 
 
Wunstorf, Dezember 2023 
 
 
Michael Frühauf, Steuerberater 
Fachberater im Gesundheitswesen (H:G/metax) 
 
Nicole Möller, Steuerberaterin 
Fachberaterin für das Gesundheitswesen (DStV e.V.) 
 
Maik Schönefeld, Steuerberater 
Wirtschaftsprüfer, Dipl.-Kaufmann 


